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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.03.2014 

Geschäftszahl 

Ro 2014/04/0037 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Beck und die Hofräte den 
Hofrat Dr. Kleiser und die Hofrätin Mag. Hainz-Sator als Richter, im Beisein des Schriftführers Mag. Pichler, in 
der Revisionssache der B S in G, vertreten durch MMag. Dr. Albrecht Haller, Rechtsanwalt in 1090 Wien, 
Garnisongasse 7, gegen den Bescheid des Unabhängigen Verwaltungssenates für Kärnten 
vom 20. Dezember 2013, Zl. KUVS- 632/27/2012, betreffend gewerbliche Betriebsanlage (mitbeteiligte Partei: 
H GesmbH & Co KG in G; weitere Partei: Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft), den 
Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird als unzulässig zurückgewiesen. 

Begründung 

Gemäß § 4 Abs. 5 VwGbk-ÜG ist die Revision gegen den Bescheid einer unabhängigen 
Verwaltungsbehörde oder einer Behörde gemäß Art. 20 Abs. 2 Z 2 oder 3 B-VG in der bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2013 geltenden Fassung unzulässig, wenn die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht 
vorliegen. Eine solche Revision hat gesondert die Gründe zu enthalten, warum die Voraussetzungen des Art. 133 
Abs. 4 B-VG vorliegen. Ob eine solche Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist, ist vom 
Verwaltungsgerichtshof zu beurteilen. Für die Behandlung der Revision gelten die Bestimmungen des 
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10/1985, in der bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2013 geltenden Fassung sinngemäß mit der Maßgabe, dass statt der Ablehnung der Beschwerde 
gemäß § 33a VwGG die Revision als unzulässig zurückgewiesen werden kann. 

Gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG idF BGBl. I Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 
die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, 
eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine geringe Geldstrafe 
zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die Revision unzulässig ist. 

Das Revisionsmodell soll sich nach dem Willen des Verfassungsgesetzgebers an der Revision nach den 
§§ 500 ff ZPO orientieren (vgl. RV 1618 BlgNR 24. GP, 16). 

Ausgehend davon werden in der vorliegenden Revision keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 
des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. 

Nach der ständigen Rechtsprechung ist die Feststellung, ob die Genehmigungsvoraussetzungen des § 77 
GewO 1994 vorliegen, Gegenstand des Beweises durch Sachverständige auf dem Gebiet der gewerblichen 
Technik und auf dem Gebiet des Gesundheitswesens. Den Sachverständigen obliegt es, auf Grund ihres 
Fachwissens ein Urteil (Gutachten) über diese Fragen abzugeben. Der gewerbetechnische Sachverständige hat 
sich darüber zu äußern, welcher Art die von einer Betriebsanlage nach dem Projekt des Genehmigungswerbers 
zu erwartenden Einflüsse auf die Nachbarschaft sind, welche Einrichtungen der Betriebsanlage als Quellen 
solcher Immissionen in Betracht kommen, ob und durch welche Vorkehrung zu erwartende Immissionen 
verhütet oder verringert werden und welcher Art und Intensität die verringerten Immissionen noch sein werden. 
Dem ärztlichen Sachverständigen fällt - fußend auf dem Gutachten des gewerbetechnischen Sachverständigen - 
die Aufgabe zu darzulegen, welche Einwirkungen die zu erwartenden Immissionen nach Art und Dauer auf den 
menschlichen Organismus entsprechend den Tatbestandsmerkmalen des § 74 Abs. 2 GewO 1994 auszuüben 
vermögen. Die Auswirkungen einer zu genehmigenden Betriebsanlage sind unter Zugrundelegung jener 
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Situation zu beurteilen, in der die Immissionen für die Nachbarn am ungünstigsten, d. h. am belastendsten sind 
(vgl. für viele etwa das hg. Erkenntnis vom 28. September 2011, Zl. 2011/04/0117, mwN). 

Diesen Anforderungen hat die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid fallbezogen entsprochen. 

Der erkennende Senat hat daher beschlossen, die Revision als unzulässig zurückzuweisen. 

Wien, am 25. März 2014 


